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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. August 1951 

6 - 73 209 - 1540/51 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anliegend übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über die Außen- 
handelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 
und Landwirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 6, Juli 1951 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf außer der sich aus Anlage 2 ergebenden Ände- 
rung keine Einwendungen zu erheben. 

Die Bundesregierung stimmt diesem Änderungsvorschlag zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Außenhandelsstelle für Erzeugnisse der Ernährung 

und Landwirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Die durch die Verordnung zur Auf- 
lösung oder Überführung von Einrichtungen 
der Verwaltungen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes vom 8. September 1950 (BGBl. 
S 678) in die Verwaltung des Bundes über- 
geführte Außenhandelsstelle des Bundesmini- 
steriums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten wird als Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft 
(Außenhandelsstelle) in eine Bundesober- 
behörde umgewandelt. Sie ist dem Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Bundesminister) nachgeordnet. 

(2) Die Außenhandelsstelle hat ihren Sitz 
in Frankfurt a. M. Der Bundesminister kann 
Außenstellen an anderen Orten errichten. 

§ 2 

Die Außenhandelsstelle wird bei der Liefe- 
rung und dem Bezüge von Erzeugnissen der 
Ernährung und Landwirtschaft im Verkehr 
mit Gebieten außerhalb des Bundesgebietes 
tätig 

1. bei der Vorbereitung von Ausschreibungen 
für den Bezug dieser Erzeugnisse, 

2. bei der Durchführung von Ausschreibun- 
gen, insbesondere durch Prüfung von An- 
geboten und durch Erteilung von Devisen- 
zuteilungsbestätigungen oder Einfuhr- oder 
Einkaufsermächtigungen, 

3. bei der Prüfung von Anträgen im libera- 
lisierten Einfuhrverfahren und in beson- 
deren Einfuhrfällen, 


4. bei der Erteilung von Liefergenehmigungen 
und Genehmigungen zur Durchführung 
von Lohnveredlungsgeschäften, 

5. bei der Kontrolle der Verwendung und 
Ausnutzung erteilter Devisenzuteilungs- 
bestätigungen, Einfuhrbewilligungen, Ein- 
fuhr- und Einkaufsermächtigungen, Liefer- 
genehmigungen und Genehmigungen zur 
Durchführung von Lohnveredlungs- 
geschäften und bei der statistischen Erfas- 
sung und Auswertung von Einfuhren und 
Ausfuhren, 

6. durch Wahrnehmung der Aufgaben, die 
ihr gemäß § 4 Absatz 2 der Verordnung 
über die Kontrolle von -Einfuhren, die mit 
Marshallplan-Mitteln finanziert werden, 
vom 6. Februar 1950 (BGBl. S. 27) über- 
tragen sind, 

7. bei Erfüllung sonstiger Aufgaben, die ihr 
der Bundesminister oder mit dessen Zu- 
stimmung ein anderer Bundesminister 
überträgt. . 

§ 3 

(1) Der Bundesminister bildet bei der 
Außenhandelsstelle Fachbeiräte. Diese haben 
die Aufgabe, die Außenhandelsstelle fachlich 
zu beraten. 

(2) Der Bundesminister beruft und entläßt 
die Mitglieder der Fachbeiräte nach Anhörung 
der beteiligten Wirtschaftskreise im Benehmen 
mit den Obersten Landesbehörden für Ernäh- 
rung und Landwirtschaft. Er erläßt eine Ge- 
schäftsordnung für die Fachbeiräte. 

(3) Die Mitglieder der Fachbeiräte sind 
ehrenamtlich tätig. Sie erhalten auf Antrag 
Reisekostenentschädigung nach der Reise- 


2 



kostenstufe I b des Gesetzes über die Reise- 
kostenvergütung der Beamten vom 15. De- 
zember 1933 (Reidisgesetzbl. I S. 1067). 

5 ^ 

(1) Die Außenhandelsstelle hat bei An- 
horen und Unterrichtung der Fachbeiräte 
eine mißbräuchliche Verwendung von Unter- 
lagen zu verhindern. 

(2) Für die Mitglieder der Fachbeiräte 
gelten die Bestimmungen der Verordnung 
gegen Bestechung und Geheimnisverrat nicht- 
beamteter Personen vom 3. Mai 1917 in der 
Fassung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 351). Die Mitglieder der Fachbeiräte wer- 
den von dem Bundesminister oder einem 
dafür von ihm bestimmten Vertreter auf die 
gewissenhafte Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
durch Handschlag verpflichtet. 

5 5 

(1) Die Außenhandelsstelle ist auskunfts- 
berechtigte Stelle im Sinne der Verordnung 


über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(Reichsgesetzbl. I S. 723). 

(2) Die Außenhandelsstelle kann verlangen, 
daß ihr von den zur Auskunft verpflichteten 
Personen oder Stellen unentgeltlich Waren- 
muster und Warenproben vorgelegt werden. 

§ 6 

Die Erhebung von Gebühren durch die 
Außenhandelsstelle regelt sich nach dem Ge- 
setz 

5 7 - 

Dieses Gesetz gilt auch für Berlin, sobald 
das Land Berlin gemäß Artikel 87 Absatz 2 
seiner Verfassung die Anwendung dieses Ge 
setzes beschlossen hat. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


Durch Anordnung des Ernährungs- und 
Landwirtschaftsrats für das amerikanische 
und britische Besatzungsgebiet über die Er- 
richtung von Außenhandelsstellen im Bereich 
des Ernährungs- und Landwirtschaftsrats für 
das amerikanische und britische Besatzungs- 
gebiet vom 20. Mai 1947 mit Durchfüh- 
rungsbestimmungen, vom 30. Juni 1947 wur- 
den mit Zustimmung der Alliierten Kom- 
mission für die Lenkung und Überwachung 
des Außenhandels sieben Außenhandelsstellen 
als nachgeordnete Dienststellen des Verwal- 
tungsamtes für Ernährung und Landwirt- 
schaft errichtet. Mit der Bildung der Bizonc 
wurden diese Außenhandelsstellen in die Ver- 
waltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
übernommen und dann durch Bekannt- 
machung des Verwaltungsamtes für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten vom 17. 
Januar 1949 (Amtsblatt VELF S. 22) zu einer 
Außenhandelsstelle des Verwaltungsamtes 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zusam- 
mengefaßt. Durch § 3 der Verordnung zur 
Auflösung oder Überführung von Einrich- 
tungen der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes vom 8. September 1950 
(BGBl. I S. 678) wurde diese Außenhandels- 
stelle im Bereich des Bundesministeriums für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten : n 
die Verwaltung des Bundes übergeführt. 
Durch die Verordnung vom 8. Septembei 
1950 ist jedoch die behördenmäßige Stellung 
der Außenhandelsstelle im Aufbau der Bun- 
desverwaltung noch nicht festgelegt. Ferner 
ist es zweifelhaft, wieweit die Anordnung 
des Ernährungs- und Landwirtschaftsrats für 
das amerikanische und britische Besatzungs- 
gebiet vom 20. Mai 1947 trotz der ver- 
schiedenen Überleitungsbestimmungen als 
geltendes Bundesrecht anzusehen ist. Sachlich 
ist der Aufgabenbereich der Außenhandels- 
stelle, wie er in § 3 der Anordnung vom 20. 
Mai 1947 festgelegt war, durch die Ent- 
wicklung des Einfuhr- und Ausfuhrver- 
fahrens, insbesondere auf Grund der JEIA- 
Anweisungen Nr. 1 und 29, überholt. 

Dem Zweck, diese sich aus der Anordnung 
vom 20. Mai 1947 ergebenden rechtlichen 
und sachlichen Bedenken zu beseitigen und 


ferner die organisatorische Stellung der 
Außenhandelsstelle innerhalb der Bundes- 
verwaltung festzulegen, soll das vorliegende 
Gesetz über die Außenhandelsstelle für Er- 
zeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft 
dienen. 

Im einzelnen wird zu den Bestimmungen fol- 
gendes bemerkt: 

Zu § 1: 

Da die Außenhandelsstelle -bereits seit dem 
20. Mai 1947 als Verwaltungsbehörde besteht 
und als solche bereits durch die Verordnung 
zur Auflösung oder Überführung von Ein- 
richtungen der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes vom 8. September 1950 
(BGBl. S. 678) in die Bundesverwaltung über- 
geführt worden ist, ist es nicht erforderlich, 
die Außenhandelsstelle als Bundesbehörde 
neu zu errichten. Es genügt, in Form einer 
Umwandlung ihre behördenmäßige Stellung 
festzulegen. Als solcher wird ihr der Charak- 
ter einer Bundesoberbehörde gemäß Art. 87 
Abs. 3 des Grundgesetzes zuerkannt, ent- 
sprechend der durch § 1 Absatz 1 des Ge- 
setzes über die Errichtung einer Bundesstelle 
für den Warenverkehr der gewerblichen 
Wirtschaft vom 29. März 1951 (BGBl. I 
S. 216) für diese Bundesstelle getroffenen 
Regelung. Mit der Umwandlung wird der 
Außenhandelsstelle gleichzeitig die neue Be- 
zeichnung „Außenhandelsstelle für Erzeug- 
nisse der Ernährung und Landwirtschaft“ ge- 
geben. 

Zu § 2: 

Die im einzelnen aufgeführten Aufgaben der 
Außenhandelsstelle ergeben sich aus den Be- 
fugnissen der Außenhandelsstelle nach den 
JEIA-Anweisungen Nr. 1 und 29 und den in 
Ausführung dazu erlassenen Anordnungen 
des Interministeriellen Einfuhrausschusses. Im 
Interzonenhandel wird die Außenhandels- 
stelle nur tätig, soweit nicht die Zuständig- 
keit der obersten Landesbehörden für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten ge- 
geben ist. Eine Änderung in der bereits be- 
stehenden Zuständigkeitsabgrenzung zwischen 
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Landesbehörden und oberster Bundesbe- 
hörde tritt mit diesem Gesetz nicht ein. In 
Ziffer 7 ist die Möglichkeit gegeben, den 
Aufgabenbereich der Außenhandelsstelle ver- 
änderten Verhältnissen, insbesondere bei 
Änderung des geltenden Einfuhrverfahrens, 
anzupassen. 

Zu § 3: 

Die bisher auf Grund der Anordnung vom 
20. Mai 1947 bei der Außenhandelsstelle gel- 
tenden Fachbeiräte werden auch in das vor- 
liegende Gesetz übernommen. Entsprechend 
dem bisher geübten Verfahren beruft und 
entläßt der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten die Mitglieder 
der Fachbeiräte nach Anhörung der beteilig- 


ten Wirtschaftskreise im Benehmen mit den 
obersten Landesbehörden für Ernährung und 
Landwirtschaft. Eine besondere von dem 
Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten zu erlassende Geschäfts- 
ordnung soll die Tätigkeit der Fachbeiräte 
regeln und die Möglichkeit von Berufungen 
in grundsätzlichen Fragen an das Bundes- 
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten vorsehen. Zur Zeit bestehen 25 
Fachbeiräte und 23 Unterausschüsse. 

Zu § 6: 

Die Gebührenerhebung soll durch ein beson- 
deres gleichzeitig vorgelegtes Gesetz geregelt 
werden. Auf die Begründung zu jenem Ge- 
setzentwurf wird verwiesen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschlag 

des Bundesrates 

zum Entwurf eines Gesetzes über die Außenhandelsstelle 
für Erzeugnisse der Ernährung und Landwirtschaft 


In § 5 Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Sie soll, soweit die Angelegenheit nicht 
dringlich ist, die Auskunft durch die 
Oberste Landesbehörde für Ernährung 
und Landwirtschaft einfordern. “ 

Begründung: 

Die vorgeschlagene Ergänzung entspricht der 
Fassung, die für die entsprechende Vorschrift 
in dem Gesetz über die Errichtung einer 
Bundesstelle für den Warenverkehr der ge- 
werblichen Wirtschaft vom 29. März 1951 
.(§ 7) gewählt worden ist. Sie soll ein enges 
Zusammenarbeiten zwischen Außenhandels- 
stelle und Obersten Landesbehörden bei der 
Ausübung des Auskunftsrechts sicherstellen. 
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